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Betreff: Feststellung über das Nichtbestehen der Pflicht zur Umweltverträglichkeitsprüfung bei 

vorprüfungspflichtigen Neuvorhaben gemäß § 5 Abs. 1 i. V. m. § 7 Abs. 1 Gesetz über 

die Umweltverträglichkeitsprüfung für das Vorhaben „Oberwesterwaldbahn, PFA Wes-

terwaldkreis, Geschwindigkeitserhöhung“, Bahn-km 28,413 bis 59,309 der Strecke 3730 

Limburg - Altenkirchen in Verbandsgemeinden Westerburg, Bad Marienberg, Hachen-

burg, Ortsgemeinden Nistertal, Unnau, Müschenbach, Hattert, Marzhausen, Hachenburg 

Bezug: Antrag vom 30.10.2017, Az. l.NVR-MI-A 

Anlagen: 0 

 

 

Verfahrensleitende Verfügung 

 

 

Für das o. g. Vorhaben wird festgestellt, dass keine Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträg-

lichkeitsprüfung (UVP-Pflicht) besteht. 

 

Begründung 

 

Diese Feststellung beruht auf § 5 Abs. 1 i. V. m. § 7 Abs. 1, Nr. 14.8 Anlage 1, Anlage 3, § 7 

Abs. 5 Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG). 

 

Das Vorhaben hat alle Umbaumaßnahmen innerhalb der Oberwesterwaldbahn zur Erhöhung der 

Streckengeschwindigkeit im Teilabschnitt Westerwald zum Gegenstand. Es handelt sich um ein 
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Neuvorhaben gemäß § 2 Abs. 4 Nr. 1b) UVPG, das der allgemeinen Vorprüfung gemäß § 7 Abs. 1 

Satz 1 i. V. m. Nr. 14.8 Anlage 1 UVPG unterliegt, da es den Bau einer sonstigen Betriebsanlage 

von Eisenbahnen zum Gegenstand hat. 

 

1. Merkmale des Vorhabens 

 

Zwischen Au (Sieg) und Limburg (Lahn) soll die Bahnverbindung ausgebaut werden. Die Bau-

maßnahmen umfasst die Teilstrecken 3730 Limburg – Altenkirchen im Westerwaldkreis. Hier sol-

len die maximalen Fahrgeschwindigkeiten in großen Teilabschnitten auf 80 Kilometer pro Stunde 

erhöht werden. Der Ausbau ist abschnittsweise mit tiefgreifenden Umbaumaßnahmen des Ober-

baus und des Gleisverlaufs verbunden. Weiterhin müssen entlang der Strecke liegende Bahn-

übergänge an die erhöhte Geschwindigkeit angepasst und entsprechend gesichert werden. Ver-

einzelt werden ungesicherte Bahnübergänge aufgelassen und entsprechende Umfahrungswege 

hergestellt. Zur technischen Umsetzung der Geschwindigkeitserhöhung müssen zusätzlich der 

Gleisverlauf abschnittsweise verschwenkt beziehungsweise verlegt, die Überhöhung, der Bö-

schungsverlauf oder der Entwässerungsgraben angepasst werden oder verschiedene technische 

Begleitanlagen, wie Drahtzugleitungen angepasst oder hergestellt werden. Des Weiteren beinhal-

tet die Planung ebenfalls an der Strecke bei Bahnkilometer 49,509 bis 49,880 eine Fels- und 

Hangsicherungsmaßnahme im Bereich der Gemeinde Hachenburg. Hierbei wird die Felsböschung 

mittels Stahldrahtgeflecht enganliegend überspannt. Die Rückverankerung des Schutznetzes er-

folgt mittels eingebohrten und verpressten Felsnägeln mit einer Länge von 4,0 bis 8,0 Metern an 

deren Nagelköpfen das Schutznetz mit Systemplatten befestigt und verspannt wird. Innerhalb der 

steilen Felsböschungsabschnitten wird nur so viel Gestein im Zuge der Sicherungsräumung be-

räumt werden, wie für den Arbeitsschutz erforderlich ist. Die obere Kante der Felsböschung wird, 

wenn sie stark zerlegt, entfestigt und vegetationsfrei ist, leicht abgeschrägt werden. An der Ober-

kante der Vernetzung wird eine aufgeständerte Schürze zur Unfallverhütung für Mensch und Tier 

angebracht. Bäume und Sträucher entlang der Netz werden zur Sicherung der Felsböschung auf 

den Stock gesetzt.  

 

 

 

2. Standort des Vorhabens 

 

Die mögliche Beeinträchtigung der ökologischen Empfindlichkeit eines Gebietes wird insbesonde-

re hinsichtlich der Nutzungs-, Qualitäts- und Schutzkriterien nach Nr. 2 Anlage 3 UVPG unter Be-

rücksichtigung des Zusammenwirkens mit anderen Vorhaben in ihrem gemeinsamen Einwir-

kungsbereich beurteilt. 

 



 

  Seite 3 von 7 

Der Teilabschnitt der Strecke 3720 Altenkirchen – Limburg (Lahn) passiert oder verläuft im Wes-

terwaldkreis innerhalb der Grenzen von zwei Naturschutz-, drei Landschaftsschutz- sowie drei  

NATURA2000 Gebieten (zwei FFH Gebiete und ein Vogelschutzgebiet). Bei den Naturschutzge-

bieten handelt es sich zum einen um das Naturschutzgebiet „Niesteraue“ (NSG-7143-041) bei 

Korb, welches den Erhalt der Nisteraue als Lebensraum seltener in ihrem Bestand bedrohter wild-

wachsender Pflanzen und als Standort seltener in ihrem Bestande bedrohter Vogelarten zur Auf-

gabe hat. Zum anderen passiert die Bahnlinie das Naturschutzgebiet „Quellgebiet Enspeler Bach“ 

(NSG-7143-049), das den Erhalt und Entwicklung der Feuchtwiesen bei Püschen, Bellingen, Ro-

tenhain und Hölzenhausen als Schutzzweck ausweist. Des Weiteren werden die Landschafts-

schutzgebiete „Nistertal“, „Marienberger Höhen“ und „Secker Weiher“ passiert oder durchlaufen. 

Schutzzweck dieser Gebiete sind der Erhalt der Eigenart und Schönheit der vorhandenen Mittel-

gebirgslandschaften mit naturnahen Bachläufen, bewaldeten Kuppen und offenen Talräumen. In 

der Nähe des Bauvorhabens befinden sich zwei Flora-Fauna Habitat Gebiete („Nistertal und 

Kroppacher Schweiz“ und „Westerwälder Kuppelland“) und ein Vogelschutzgebiet („Westerwald“). 

Ein direkter Eingriff oder eine Flächeninanspruchnahme in geschützte Biotope oder in einem nach 

der FFH Richtlinie geschützten Lebensraumtyp finden nicht statt. Aufgrund der bereits stark urban 

geprägten Räume des Eingriffsbereiches können die möglichen baubedingten Beeinträchtigungen 

auf die Erhaltungs-, Entwicklungs- und Schutzziele des FFH Gebiet als gering eingeschätzt wer-

den. Auch befinden sich innerhalb des Planungsgebietes keine Arten der geschützten Lebens-

raumtypen der FFH Gebiete. Diese Einschätzung wird auch von den miteingereichten FFH-

Vorprüfungen geteilt. Durch die Einhaltung der jeweiligen Natur- und Landschaftsschutzgebiets-

verordnungen sowie der Kleinflächigkeit der jeweiligen punktuellen Umbaumaßnahmen und Lage 

nah an der jeweiligen Bahnstrecke kann eine Gefährdung der Erhaltungs- und/oder Schutzziele 

der Schutzgebiete ausgeschlossen werden. 

Südlich der Ortschaft Kroppach sowie zwischen Langenhehn und Westerburg durchquert die Stre-

cke des Wasserschutzgebiet Nr. 403020828 (Zone III und II) bzw. Nr. 403161238. In diesen Ab-

schnitten sind allerdings keine Änderungen der Strecke vorgesehen. Nahe der Ortschaft Korb 

überquert die Strecke das gesetzlich festgelegte Überschwemmungsgebiet der Nister. Hier ver-

läuft die Strecke allerdings auf einer Brücke über den Bach, sodass damit keine Eingriffe oder Ar-

beiten innerhalb des Überschwemmungsgebietsfläche verbunden sind. Analog dazu wird das 

Überschwemmungsgebiet weiter südlich bei der Ortschaft Nistertal noch einmal überquert. Ebenso 

kann durch die Lage davon ausgegangen werden, dass bestehende Emissionswirkungen der 

Bauarbeiten keine Beeinträchtigungen auf die vorhandenen Schutzgebiete haben werden.  

Weitere Schutzgebiete oder –objekte nach Naturschutz-, Forst- oder Wasserrecht sind im Nahbe-

reich des Bauvorhabens nicht ausgewiesen. Es ergeben sich dagegen mögliche Betroffenheiten 

der Schutzgüter Mensch insbesondere menschliche Gesundheit, Pflanzen/Tiere/Biodiversität und 

Boden/Fläche. 
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3. Art und Merkmale der möglichen Auswirkungen 

 

Die möglichen erheblichen Auswirkungen des Vorhabens auf die Schutzgüter werden anhand der 

Kriterien unter 1. und 2. beurteilt. Dabei wird insbesondere den Gesichtspunkten der Nr. 3 Anla-

ge 3 UVPG Rechnung getragen. Besonders berücksichtigt wird gemäß § 7 Abs. 5 Satz 1 UVPG 

auch, ob erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen durch Merkmale des Vorhabens oder des 

Standorts oder durch Vorkehrungen des Vorhabenträgers offensichtlich ausgeschlossen werden. 

 

Es bestehen folgende wesentliche Gründe gemäß § 5 Abs. 2 Satz 2 und 3 UVPG für das Nichtbe-

stehen der UVP-Pflicht: 

 

Die Beeinträchtigungen des Schutzgutes Mensch sind nur temporär während der relativ kurzen 

Bauphase der jeweiligen punktuellen Umbaumaßnahme. Die Auswirkungen auf die menschliche 

Gesundheit sind nicht entscheidungserheblich, da lärmarme Maschinen und Verfahren nach dem 

neuesten Stand der Technik zur Anwendung kommen. Dennoch kann nicht ausgeschlossen wer-

den, dass es zu zeitweisen Überschreitungen der AVV- Baulärm kommt. Um mögliche Probleme 

im Vorfeld auszuschließen, werden die Anwohner umfassend über die allgemeine Baudurchfüh-

rung sowie über die Baumaßnahmen, Bauverfahren und Baudauer informiert. Zum Lösen von bau-

lärmbedingten Angelegenheiten von Betroffenen während der Bauzeit wird zusätzlich eine ständig 

vor Ort befindliche Anlaufstelle geschaffen. Stationäre Quellen, die einen wesentlichen Beitrag zu 

Immissionskonflikten leisten, werden zusätzlich abgeschirmt. Den besonders lärmbetroffenen An-

wohnern wird für die Zeit der geräuschintensiven Arbeiten Ersatzwohnraum angeboten. Erschütte-

rungen durch den Bau können ausgeschlossen werden. Allerdings ergibt sich durch die Erhöhung 

der Streckengeschwindigkeit eine Zunahme der Erschütterungsimmissionen um 25% und eine 

Anhebung der Körperschallimmissionen um mehr als 3 dB(A). Beweissicherungsmaßnahmen 

werden hierfür durchgeführt. Das Beurteilungskriterium nach § 24 BImSchV für den Körperschall 

wird eingehalten.  

 

Generell wird bei einer sorgfältig durchgeführten Bauausführung davon ausgegangen, dass eine 

Betroffenheit des Schutzgutes Wasser (Grundwasser) eher als unwahrscheinlich gilt. Um das Risi-

ko des Verschmutzens gering zu halten und somit unterhalb der Schwelle der Besorgnis zu blei-

ben, muss zwingend darauf geachtet werden, dass keine schädlichen Substanzen in den Boden 

bzw. in den Untergrund gelangen können. Dies wird durch die Einhaltung der vorgeschriebenen 

allgemeinen Vorschriften des Gewässerschutzes gemäß des Wasserhaushalts-, des Landeswas-

ser- sowie des Abfallgesetzes gewährleistet. Auch kann aufgrund der insgesamt geringen Neuver-

siegelungsrate davon ausgegangen werden, dass das Bauvorhaben keine erheblichen Auswir-

kungen auf die Grundwasserneubildungsrate haben wird. Eine Hemmung/Aufstauung oder Umlei-

tung des Grundwasserabflusses ist aufgrund der Planung im vorliegenden Fall auszuschließen. 
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Sollten widererwartend bei den Baumaßnahmen Boden- und Grundwasserverunreinigungen ange-

troffen werden, ist die zuständige Behörde umgehend zu informieren. Oberflächengewässer und 

Gewässerlebensräume werden durch die geplanten Maßnahmen nicht betroffen. Insgesamt kön-

nen keine Wirkfaktoren abgeleitet werden, die gegen die Vereinbarkeit des Vorhabens mit den 

Bewirtschaftungszielen nach §§ 27-31 und 47 WHG sprechen. 

 

In der Bauphase kommt es durch den Umbau der Strecke und Bahnübergängen sowie durch die 

Schließungen von Bahnübergänge und den daraus resultierenden Bau von Umfahrungswegen zu 

zusätzlichen Eingriffen in die Bodenfunktion in Höhe von circa 7500 m². Dabei handelt es sich vor 

allen um anthropogen überprägte Böden. Um die Gefahren der Bodenverdichtung zu reduzieren, 

werden Arbeitsräume und Zuwegungen möglichst schon auf versiegelten oder bereits teilbefestigt 

und verdichteten Flächen angelegt. Zur Vermeidung von dauerhaften Beeinträchtigungen durch 

die Baustelleneinrichtungsflächen und den Arbeitsraum werden Baumatten ausgelegt und der Mut-

terboden wird getrennt zum restlichen Aushub zwischengelagert, sodass dieser nach Abschluss 

der Bauarbeiten wieder fachgerecht angedeckt, aufgelockert und rekultiviert werden kann. Des 

Weiteren werden die Schotterschichten oder sonstige Befestigungen zurückgebaut, und das Ge-

länderelief wiederhergestellt. Es wird davon ausgegangen, dass durch die Bodenverbesserungs-

maßnahmen die bereits überprägten und leicht dysfunktionalen Bodenfunktionen und  

-eigenschaften sich wieder vollständig herstellen lassen und somit nach Abschluss der Bauarbei-

ten kein erheblicher Eingriff in den Boden verbleibt. Bei der geplanten Sicherungsmaßnahme im 

Hangbereich entstehen nur sehr geringe dauerhafte Beeinträchtigungen durch punktuelle Flä-

chenversiegelung. Die Hangbereiche werden zwar flächig mit einem Drahtnetz überspannt, auf-

kommende Vegetation kann sich jedoch nach Abschluss der Arbeiten wieder weitgehend unge-

stört in den Felsnischen ansiedeln, so dass die Flächen nach Abschluss der Baumaßnahme wie-

der in ihren ursprungszustand überführt werden können. 

 

Durch das Bauvorhaben kommt es zu einem Verlust von überwiegend Grünland und Gehölzvege-

tationen von insgesamt 11.200 m². Der Landschaftspflegerische Begleitplan und die Artenschutz-

fachliche Potentialabschätzung ergaben eine Betroffenheit von Reptilien (Schlingnatter) und der 

Klasse der Vögel. Um eine mögliche Störung oder Gefährdung dieser auszuschließen, werden die 

Baustelleneinrichtungsflächen außerhalb der Brutzeiten der Vogelarten (01.03. – 30.09.) nach § 39 

Abs. 5 Satz 1 Nr. 2 BNatschG eingerichtet. Zur Umsiedlung der nachgewiesenen Schlingnattern in 

der Nähe des Bahnhofs Korb (BÜ Korb) werden im Frühjahr ab Mitte März mindestens aber vier 

Wochen vor Beginn der Baumaßnahme 15-20 Schlangenbretter ausgebracht, welche alle zwei 

Wochen kontrolliert werden. Gefangene Schlingnattern werden mindestens 500 Meter bahnauf-

wärts oder abwärts wieder ausgesetzt. Somit kann ein Zugriffsverbot nach § 44 BNatSchG für die 

Klasse der Vögel und der Schlingnattern sowie eine signifikante Erhöhung des Tötungsrisikos bei 

Reptilien vermieden werden. Eine Ausnahmegenehmigung nach § 45 BNatSchG ist somit nicht 
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erforderlich. Weitere nach Anhang IV der FFH Richtlinie geschützten Tier- und Pflanzenarten 

konnten aufgrund der vorhandenen Biotopeigenschaften nicht nachgewiesen werden. Das Risi-

komanagement übernimmt während der Bauzeit eine Ökologische Baubegleitung, diese kontrol-

liert in regelmäßigen Abständen die Wirksamkeit der festgesetzten Maßnahmen. Sie beginnt mit 

der Einweisung in die Vermeidungsmaßnahmen von Beginn der Baustelleneinrichtung und endet 

mit der behördlichen Abnahme des Endzustandes. Mit der Ökologische Baubegleitung werden 

sämtliche naturschutzfachlichen Themen während des Bauvorhabens abgesprochen. Somit sind 

durch das Bauvorhaben weder die Schutzgüter Flora/Fauna/Biodiversität noch der Artenschutz 

betroffen. 

 

Temporär genutzte Flächen werden nach Fertigstellung durch gelenkte Sukzession und durch 

Einsaat von natürlichem Saatgut mit entsprechendem Standorteigenschaften wieder in vorbauzeit-

lichen Zustand zurück überführt. Da nicht alle Beeinträchtigungen vor Ort kompensiert werden 

können, wurden in Absprache mit der zuständigen Oberen Naturschutzbehörde trassenferne Er-

satzmaßnahmen vereinbart. Hierbei wird zum einen ein durch den Borkenkäfer kahlgeschlagener 

Fichtenwaldteil in ein Extensivgrünland umgewandelt (Gesamtfläche der Maßnahme 11.320 m²). 

Dabei werden die Gehölzbestände vollständig geräumt (Entnahme aller Holzbestände und Ro-

dung der dazugehörigen Wurzelstöcke) und mit einer Regiosaatgutmischung für Feuchtwiesen 

oder Blumenwiesen angesät. Die Mahd muss dabei zweimal jährlich erfolgen und das Maatgut zur 

Aushagerung abtransportiert werden. Ebenso muss auf Düngung verzichtet werden. Zum anderen 

werden zwei Waldrefugien im Rahmen des Biotop-Altbaum-Totholz-Konzepts des Land Rhein-

land-Pfalzes gesichert (Gesamtfläche 20.200 m²). Hierbei wird in den zwei Gebieten komplett auf 

forstwirtschaftliche Nutzung verzichtet und so eine ungelenkte natürliche Waldentwicklung zuge-

lassen. Ziel ist es eine Etablierung von ökologischen wertvollen, strukturreichen und naturnahen 

Waldstandorten mit hohem Alt- und Totholzanteil innerhalb des FFH-Gebietes „Nistertal und 

Kroppacher Schweiz“. Alle Eingriffe in Boden (Gesamtfläche 7500 m²) und Biotope (Gesamtfläche: 

13.000 m²) gelten somit als ausgeglichen.  

 

Andere nach § 2 UVPG geschützte Schutzgüter sind nach einschlägiger Prüfung von den oben 

genannten Bauvorhaben nicht betroffen. Ebenso sind keine Wechsel- oder Akkumulationswirkun-

gen erkenntlich. 
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4. Ergebnis 

 

Aus den vorgelegten Unterlagen (Erläuterungsbericht, Landschaftspflegerischer Begleitplan, Ar-

tenschutzfachliche Potentialabschätzung, FFH-Vorprüfungen, Schalltechnische Untersuchungen) 

ergibt sich nach überschlägiger Prüfung, dass von dem Vorhaben keine erheblichen nachteiligen 

Umweltauswirkungen zu erwarten sind die nach § 25 Abs. 2 UVPG bei der Zulassungsentschei-

dung des Vorhabens zur berücksichtigen wären. 

 

Diese Feststellung ist gemäß § 5 Abs. 3 Satz 1 UVPG nicht selbständig anfechtbar. Sie wird ge-

mäß § 5 Abs. 2 Satz 1 UVPG der Öffentlichkeit bekannt gegeben durch Veröffentlichung auf der 

Internetseite des Eisenbahn-Bundesamtes. 

 

Die dieser Feststellung zu Grunde liegenden Unterlagen können von Dritten beim Eisenbahn-

Bundesamt, Außenstelle Frankfurt/Saarbrücken, Untermainkai 23-25, 60329 Frankfurt/Main nach 

vorheriger Terminvereinbarung eingesehen werden. 

 

 

Im Auftrag 

 

Elektronisch erstellt und 

ohne Unterschrift gültig 


